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Okonomisierung des Soz1alen?

Ordnungspolitische Anmerkungen eınem ırreführenden Begrıiff

In der deutschen öftentlichen Diskussion iSst schon se1lmt längerem vielfach dıie ede
VO eıner Okonomisierung aller Lebensbereiche: VO  . der Krankenversorgung und
Altenpflege ber Schule und Bıldung hıs hın den kulturellen Eınrichtungen. DE
be1 1St ÖOkonomisierung anklagend gemeınt und wırd verbunden mMI1t dem Vorwurt
des Neoliberalismus, der sıch 1mM Zug der Globalisierung überall durchsetze, SO71-
alstaatlıche Sıcherungen abbaue, Solidarıtät der Erosion un dıe Menschen
den 38l Krätten des Marktes überlasse. Ergebnis se1 eıne kalte Ellenbogen-
gesellschatt.

Diese Wertungen stutzen sıch auf unbestreitbare Fakten. Die Schere 7zwischen
Arbeits- un: Kapıtaleiınkommen öffnet sıch ebenso ımmer weıter W1€ diejenıge
zwiıischen Armen und Reichen: die Zahlen AaUus Armutsberichten sınd alarmıerend.
Entsprechend sınkt ach Meinungsumfragen 1n der Bevölkerung die Akzeptanz

wiırtschaftlich-sozialen Ordnung. ach Erhebungen haben 1Ur

och 31 Prozent der Deutschen eıne gute Meınung VO UNSCICI Wirtschaftsord-
LLU11L9, 1Ur 24 Prozent sınd och überzeugt, da WIr eıne Soz1ale Marktwirtschaft
haben: 1Ur 13 Prozent tinden die Verteilung VO  S Einkommen und Vermögen A
recht. Dementsprechend bevorzugen T Prozent Sicherheit un!: bescheidenen
Wohlstand VOL Rısıko un!: tinanziıellen Chancen.

Haushalten angesichts der Knappheıt der Mıttel

Es ann nıcht überraschen, dafß die eintachen Parolen der Linksparteı
zunehmend Anklang ın der Wihlerschaft tinden; da{fß NC dort dem Schlag-
WOTTL „Sozıale Gerechtigkeit“ die Themen DESELZL werden und dıe „Volksparteien“
dem teıls nachgeben, jedenfalls sıch schwer LunNn, eigene Antworten wırksam tor-
mulıeren.

Vor diesem Hıntergrund unbestreitbarer Fakten und Iragwürdıger Deutungen
soll 1er die These VeTrTELeIEeEN werden, da{fß dıe Phänomene, die mıt Okonomisierung
bezeichnet werden, m1t Okonomie wen1g tun haben, jedenfalls nıcht 1ın dem
Sınn, als würden 1m Soz1alen un Kulturellen wıeder stärker als bıisher Marktpreise
ZUr Geltung gebracht werden. Okonomie bedeutet Haushalten angesichts der

SOS 2/2008 www.stimmen-der-zeıt.de



Ökonomisierung des Sozialen®?

Knappheit aller Miıttel. In eıner Marktwirtschaft sol] der Markt mMI1t seınen Preisen
als Knappheitsindikatoren alle Beteiligten Z Haushalten nötıgen. ber 1n dem,
W 9AS Ianl heute mı1t Okonomisierung bezeichnet, nıcht der Markt die Daten
un: Grenzen, vielmehr LUut die Politik, der Staat Sparzwängen. Er sıeht sıch
BC  N, mehr Steuern un Abgaben 7AUhe Fınanzıerung der öffentlichen, auch
der soz1alen Leistungen erheben, zugleich die Leistungen einzuschränken, die
Budgets, die 1n den einzelnen Feldern AT Verfügung stehen, deckeln. Das 1st
nıchts anderes als eıne Oorm VO Rationierung. Diese LOLlgt dem Zwang des harten
Faktums, da INa  . eınen UuUro nıcht 7zweımal ausgeben kann, und dafß alles, W as die
öffentliche and ausg1ıbt, vorher verdient werden mu{

Was immer aber Polıitik (Gsrenzen (&  ‘9 1st pPCI umstrıtten, weıl polıtische
Entscheidungen ımmer aus der wertenden Interpretation VO Interessen 1-
schiedlichster Art hervorgehen. Diese orm des Entscheidens 1n Konflikten 1st
vermeıdlich S1€e 1St das Geschäftt der Politik ber tehlt ıhr heute dabe‘ weıthin
eine konzeptionelle AÄAntwort auf die grundlegenden Ordnungsiragen. Da
Staat überall 1n die Rolle des Zwangssparers geraten 1St, 1St 1ne Folge des Mangels

ordnungspolıtischer Orıentierung. Die Soziale Marktwirtschaft wırd ständıg be-
schworen. ber 6S iSt nıcht erkennbar, da{fß die Politik dem damıt ursprünglich VCI-

bundenen Konzept elines subsidıär tatıgen Soz1ialstaats tolgt. Der Staat agıert viel-
mehr als der oroße Umverteiler un 1st mM1t all den Problemen belastet, dıe damıt
1Un einmal verbunden Ssind. Das soll 1m tolgenden den wiıchtigsten Feldern des
heutigen Soz1ialstaats demonstriert werden: den klassıschen Soz1alversicherun-
sCcH Di1e Bereiche Kultur und Bıldung bedürften eıner eigenen Analyse.

Die Sozialversicherungen 1ın der Sackgasse

Beginnen WIFr mıt dem Beispiel der Pflegeversicherung. Es vab ZuULE Gründe dafür,
da{fß TISGTE Staat VOT mehr als eiınem Jahrzehnt eıne allgemeine Versicherungspflicht
für den Fall der Pflege eintührte. Es W arlr jedoch keineswegs zwıngend, diese Ver-
sıcherungspflicht für mehr als <10 Prozent der Burger 1n Oorm eıner yesetzlichen
Pflichtversicherung vorzuschreıiben, MmMIt staatlıch testgesetzten Beıträgen, Leıistun-
CIl und entsprechenden Kontrollmechanismen: mMI1t Pflegestufen, Vorschriftften
ber Pflegezeiten un: Pflegetormen und der damıt ertorderlichen Bürokratie. Was
damals VO manchen als die Vollendung des deutschen Soz1ialstaats gefeiert wurde,
näamlıch die Einführung eıner unften Säule der klassıschen Soz1ialversicherungen,
erwıes sıch schon zehn Jahre spater als erheblich reformbedürftig. Der Bedart
Pflegeleistungen ste1gt, ebenso der Pflegepersonal; die Leıistungen werden teCUreN;
die Mıiıttel knapper. Iso erhöht der Staat dıe Beıträge, kontrolliert schärter und -
chenhaft die Leıistungen. Das 1St nıcht Okonomisierung, sondern Rationalisierung
und Rationierung angesichts VO Sparzwangen.
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Andere Wege, 1ın eıner treiheitlichen Gesellschaft die Versicherungspflicht KGa

lısıeren, wurden seinerzeıt aum dıskutiert, hatten jedenfalls keine Chance auf eıne
Mehrkheıit. In eiıner Gesellschaft VO Burgern, deren xrofße Mehrheit ın der Lage 1St;
ıhre Autoversicherung 1n treier W.ahl des entsprechenden Unternehmens und miıt
Formen der Eigenbeteiligung realısıeren, könnte INnan sıch diesen Weg durchaus
auch tür den Fa  Z des Pflegerisıkos vorstellen. Selbstverständlich hätte die politische
Solidargemeinschaft die SOSCNANNLE Altenlast ebenso AaUusSs Steuermuitteln Lıragen mMUuUS-
SCI] W1e€e eıne solidarısche Hılte tür Jjene, dıe den Mindestaufwand für eine prıvate
Versicherung nıcht eıisten können. Im übrıgen aber hätte das Wechselspiel C
Nachfragern un: Anbietern VO Pflegeleistungen dem Marktpreıs eıne Chance als
Knappheitsindikator ebenso vgegeben W1e€e als Stimulanz tür die Mehrung und Bes-

des Angebots. Das beliebte Argument, 1Ur 1Ne€e allgemeine Pflichtversiche-
Iung sSe1 gerecht, überzeugt nıcht. Wer sıch eısten kann, kauft ohnedies ber die
begrenzten Leistungen der Pflichtversicherung hınaus auf privatem Weg Pflegele1-
StunNgenN hınzu. Der Masse der Bevölkerung wırd aber eıne Sicherheit tür den Pfle-
getall vorgegaukelt, die 65 keineswegs o1bt; un: das Pflegepersonal leidet Denr der
kleinlichen Kontrolle seiıner Tätıgkeıiten, tführt Strichlisten und Hüllt Formulare AaUsS,

sıch in dieser eıt den Pflegebedürftigen zuzuwenden.
Krankenversicherung. Uıie gesetzliche Krankenversicherung 1St se1it Jahrzehn-

ten eın Patıent der Politik Die „Reformen“, die S1E ber sıch hat ergehen lassen
mussen, können selbst Fachleute al och überblicken, und ennoch bleibt der
Patıent bettlägrig. [)as ursprünglıch 1ın dieser Versicherung besonders stark V1

handene genossenschaftliche FElement 1ST ala mehr auszumachen. Selt langem
hängt die oöhe der Beıträge, auch WEeNnNn S1E och VO den Versicherungen festge-

wurden, VO  . politischen Entscheidungen ab; die Politik deckelt Leistungen
un Arzthonorare, tührt unterschiedliche Formen der Kostenbeteiligung der Ver-
sıcherten e1n; aber VO Iransparenz zwıischen Beıträgen un Leistungen kann 1n
keiner Weıse die ede se1IN, zumal die Versicherten nıcht eiınmal erfahren, W 4S die
VO ıhnen ın Anspruch SCHOIMMNMCHNECIN Leistungen kosten. Der ab 2009 wırksam WeI-

dende Gesundheitstonds arbeitet MmMI1t staatlıch testgesetzten Beıträgen un: mi1t eıner
komplizierten Verteilung der Miıttel.

Di1e Neıigung aller, die CII} ‚S@Z1Alı argumentıieren, geht dahın, das System
eıner allgemeinen „Bürgerversicherung“ weıterzuentwickeln. In ıhr waren alle,
auch die bisher privat Versicherten erfafßt, un: ertaflßt werden sollen auch alle Eın-
kommensarten mı1t eıner für alle ogleichen prozentualen Berechnung der Beıträge.
[)as ware nıchts anderes als 1NnNe€e allgemeıne Gesundheitssteuer mı1t SalZ erheblichen
Fftekten der Umverteıilung. Dafür 21n INa sE1IN, und manche, die sıch mıt ber-
ZCUSZUNGS dafür einsetzen, führen selbstverständlich soz1ıale Gerechtigkeit als ıhr
Hauptargument 1Ns Feld Demgegenüber sollte Ianl 1aber zunächst einmal test-
halten, dafß eın solches 5System miIıt Versicherung 1m Sınn des herkömmlichen
Grundgedankens nıchts mehr tun hat; nıchts mehr tun hat mıt einer O>-
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senschaftlich-solidarischen Versichertengemeinschaft; auch nıchts mMI1t Wahltreiheit
der „Versicherten“, mI1t Wettbewerb, MI1t Iransparenz 7zwischen Beıträgen un!: Le1-
StUNgECN. Reın Sal nıchts tun hätte eiIn solches 5System mMI1t dem doch heute allseits
eschworenen Prinzıp der Subsıdiarıtät; vielmehr ware dieses durch 1ne kollekti-
vistisch ausgelegte Solıdarıtät völlıg verdrängt.

Gegen eiıne solche kollektivistische LOsung ann InNan mı1t Gründen
wıederum plädieren für die Unterscheidung zwiıschen Versicherungspflicht un:
Pflichtversicherung. Es yabe auch 1er durchaus die Möglichkeıit, die Bürger ZESELZ-
ıch einer Versicherung die Hauptrisiken verpflichten, ihnen aber die
Freiheit der W.ahl lassen zwıischen unterschiedlichen Anbietern 1mM Wettbewerb,
7zwischen unterschiedlichen Tarıtfen MmMIt Möglichkeiten der Selbstbeteiligung. uch
1er könnte die Beıitragslast derer, dıie S1e AaUS eiıgenem Einkommen nıcht tıragen
können, VO  > der politischen Solıdargemeinschaft übernommen werden, ebenso SPC-
z1elle Alterslasten ihrer besonderen ohe In einem solchen, treiheitlich-sub-
sıdıar angelegten System würde der Schutz Krankheiten, würde die Gesundheıt
auch 1MmM Blick auf ıhre Kosten wıeder eiınem ersten Interesse der Menschen, ebenso
WI1e der Eınsatz der Mittel. Wahrscheinlich würde eıne zunehmende ach-
frage ach Gesundheıitsleistungen deren Markt ausweıten und das Angebot erhöhen,
W 4s 1mM Blick auf die Zukunft eıner alternden Gesellschaft dringend nöt1g ware. Be]l
uns wırd das Krankenversicherungssystem der SA seiner Mängel SCIIN krı-
tisıert, m1t Recht insofern, als mehr als 4.() Millionen Bürger der USA AI keinen Ver-
sıcherungsschutz haben Es sollte aber doch denken geben, da{fß trotzdem 1n den
USA mehr als 13 Prozent des Soz1ialprodukts tür Gesundheitsleistungen ausgegeben
werden, während 1ın Deutschland 11UT zuL zehn Prozent S1nd.

Solchen Vorschlägen wiırd SCIIL die rage entgegengehalten: Wer soll das bezah-
len? Darauf Cal manl 1Ur aNtWOrTeN, da \DVAR E auch heute alles bezahlen mussen,
W as das 5System erfordert, un da{fß zugleich dıe meısten mi1t ıhm unzufrieden sınd.
Heute wı1ssen die meısten gesetzlıch Versicherten nıcht 11UT nıcht, W as die Leıistun-
SCH kosten; S1e wI1ssen auch nıcht, W 4S S1Ee selbst für diese Leistungen bezahlen. Die
Arbeitgeberhälfte der Beıträge WITF.: d meılstens VErSCSSCH, und W as der Staat Steu-
CIM zusätzlich aufbringt, 1St für nıemand durchschaubar. Die Krankenversicherung
wiırd nıcht mehr als eıgene empfunden, alle Kritik ıhr wırd be1 der Politik 1ab-
geladen. Man könnte SAgCIl, das yeschehe ıhr recht, LutL S1Ee doch ımmer och 5 als
könne S1E miıt ımmer mehr Staat un: ımmer mehr Reglementierung VO oben die
Probleme lösen.

Alterssicherung. Unter den gleichen Aspekten annn INan dıe Alterssicherung
un!: das 5System der Sozlalversicherungen allgemeın betrachten. Am 1957 einge-
ührten Umlageverfahren un der „dynamıschen Rente  < 1ın der Rentenversicherung
wırd heute viel Kritik gveuübt ber S1Ee Wl damals eın oroßer Wurf S1e verband die
Lebensleistung der Arbeitenden mMI1t ıhrem Rechtsanspruch auf eine Kente; mıt
Solıdarıtät für die Alten und mi1t deren Teıilhabe der allgemeinen Wohlstands-
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mehrung. Freilich konnte 388  - schon damals iragen, ob S1C nıcht viel versprach;
ob nıcht eın Teı1l der Sicherung für das Alter auf E1genvorsorge, auf Betriebsrente,
auf stärkere Beteiligung der Arbeitenden amnı Produktivkapıtal gründen ware.
Heute iSst zudem dıe Grundbedingung tür das Funktionieren des Umlageverfahrens
1ın rage gestellt, nämlich siıchere Arbeitsplätze für die Masse der Versicherten un
für ein SaANZCS Arbeitsleben.

ber davon abgesehen 1st das 5System der Rentenversicherung ebentfalls durch Po-
lıtık schrittweise erheblich verändert worden. Man hat autf bıllıge Weıse K
dehnt auf Berufsgruppen VO Selbständıigen. Man hat durch die Möglıchkeıit der
Frühverrentung un!: durch Vorruhestands-Regelungen eiınem Instrument der
Arbeitsmarktpolitik gemacht. Man hat CS mi1t FEFlementen Grund- oder Miındest-

vermischt, und Ianl hat ıhm 1990 Lasten AaUsS$s der Wiıedervereinigung auf-
veladen. Schließlich CrIZWaANS die demographische Entwicklung eıne mehrmalıge
Anderung der Rententormel. So 1St heute auch dieses 5System durch eın hohes Ma{

Intransparenz gekennzeıichnet. Die Miıttel der Alterssiıcherung werden einem
Drittel AaUS dem Bundeshaushalt aufgebracht, teıls durch 1Ne Okosteuer. Der Saı
sammenhang VO Arbeıitsleistung un Rentenanspruch IST. QBalg och schwer erkenn-
bar, dıe Rententormel verstehen LLUTL och Fachleute. Zudem reicht die gesetzlıche
Rente längst nıcht mehr Hr die Sıcherung e1nes erreichten Lebensstandards. Ren-
tenbeıträge un: Rentenhöhe sınd hochpolitischen Fragen geworden, S1Ce können
Wahlen entscheiden. Wıe stark dadurch die Politik untfer Druck gerat, W ar 7zuletzt
erkennbar politisch-opportunistischen Abweichen des Gesetzgebers VO der
yeltenden Rententormel ach oben für die nächsten beiden Jahre; auch, W1€ 111all

Sagte, die Rentner allgemeınen Aufschwung teilhaben lassen. Di1e Teilhabe
sollte aber ach der Rententormel die Durchschnittsverdienste der Versicherten
geknüpft se1N, nıcht eiınen allgemeinen Aufschwung.

Die Diskussion ber heutige oder künftige Altersarmut, ber Mındest-
oder Grundrente At erkennen, da{ß die Unterscheidung zwischen durch Leistung
verdienten Ansprüchen un: Hılfen für Bedürtftige VO der Politik ımmer wenıger
beachtet wırd Wıederum hat eıne kollektiv verstandene und organısıerte Solidarıtät
den Gedanken der Subsıidijarıtät völlig verdrängt. Mıt Marktökonomuie hat das ErSsSt

recht alles nıchts u  >

Ob nıcht eın anderes 5System mıi1t wenıger Mıiıtteln mehr erreichen würde,
wırd 1L1LUTr VO Fachleuten diskutiert, und entsprechende Vorschläge provozıeren 1ın
der Regel den Aufschrei aller „Soz1alpolıitiker“ ber WE mehr Bürger wülßten,
W1e€ viel u1ls die riesige Umverteilungsmaschine kostet, der sıch Soz1alstaat
entwickelt hat, waren manche Retformgedanken leichter diskutieren. Es IST: Ja
nıcht 11UT dıie immer och be] ber 40 Prozent verharrende Abgabenquote, die
heute dıe Einkommen der arbeitenden Bevölkerung belastet. Es kommen dazu 1ne
Reihe welılıterer Steuerarten und VOT allem dıe hohe Mehrwertsteuer, die der Staat be]
den Marktteilnehmern und das sınd WIr alle kassıert.
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Dieser Staat 1St eın r1es1ges, undurchschaubares 5System der Umverteilung SC
worden, belagert un: bedrängt VO den Interessengruppen verschiedenster Art,; die
alle meınen, sSEe1 ıhrem Vorteıl, S1e noch mehr herausholen. Da das
alles ımmer och dem Etikett Soz1iale Marktwirtschaft verkauft wırd, 1st eın
horrendes Mif(ßverständnis. Unter diesem Etikett wırd allen Ecken und Enden
dauernd reformiert, novelliert, werden Reformen reformiert alles dem stan-
dıgen Streıit der Parteıen un mühsamer Kompromuifßsuche, W as die Politik ın
den Augen der Bürger ebenso diskreditiert W1€e das Ordnungskonzept Soz1iale
Marktwirtschaft, das dafür gewıß5 nıcht verantwortlich iIsSt

Der soz1ale un ethische Sınn der Markt-Okonomie

In der öftentlichen Diskussion 1St das Konzept Soz1ale Marktwirtschaft unbestrit-
LG  z Man dart aber mı1t Gründen bezweiıfeln, ob zwıischen allen, die C555 be-
schwören, ein Konsens ber das damıt (GGemeınnte esteht. Die heute allenthalben
der SOgENANNLEN Okonomisierung yeübte Kritik jedenfalls betont das Soz1iale
den Markt Dieser erscheint damıt als 1i1ne negatıve, AaNONYVIMNC Macht, als lınder
Mechanısmus, der Wettbewerb besonders auch als Fetisch. Kurzschlüssige Anle1-
hen be] der Theoriediskussion bringen die Kritik auf den Nenner Neolıiberalısmus,
der für den Abbau des Soz1ialen und für kalte OÖkonomisierung verantwortlich se1

Es 1st schon erstaunlıch, W1€e wen12 heute ın eiıner treien Gesellschaft die Einsıcht
1ın Sınn und Funktionen des Marktes verbreıtet 1St. Der Markt 1STt eın Mechanısmus,
sondern eıne soz1al-kulturelle Instıtution, ohl eine der bedeutendsten der Mensch-
heitsgeschichte. Als solche bedart der Gestaltung, der Pflege, der Ordnung. Er
mu nıcht 11UT se1ıne Feinde, sondern auch se1ıne „Freunde“ geschützt
werden. Diesen Schutz bezeichnen manche CII} als „soz1ale Zähmung“ und verstie-
hen Soz1ale Marktwirtschaft 1MmM Unterschied einer völlig treien Marktwirt-
schaft. Das 1sSt nıcht alsch, aber dem Aspekt der Zähmung kommt der so7z1uale
und ethische Sınn des Marktes selbst nıcht genügend 1n den Blick. Allein schon dıe
Ordnungsalternativen, die uUu11lSs das 20. Jahrhundert beschert hat, sollten unls aber
ber diesen posıtıven Sınn des Marktes belehrt haben Die polıtischen Versuche, den
Markt ©  en se1ne Grundtunktionen außer Kraft SCUZCH; haben nıcht 11UT

ökonomisch, sondern auch kulturell un: politisch katastrophale Folgen gehabt.
Die ökonomischen Grundtunktionen des Marktes sollten eigentlich allen Markt-

teiılnehmern AaUusS$s dem, W as S1@€e täglıch Cun, einsichtig se1InN. Der Markt 1St das eintache
Mıiıttel, die Miıllionen VO  — Entscheidungen der Produzenten, der Anbieter, der
Nachfrage ständıg koordinieren. Die Marktpreise bringen für alle die Knappheıit
der (suter ZUT Geltung un: vermiıtteln damıt Anbietern un: Nachfragern Inftorma-
tionen und Anreıze, sıch AaUS eigenem Interesse dieser Knappheıit entsprechend
verhalten: das heifßt nıchts anderes als hauszuhalten. [a die Knappheıt der Miıttel
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1aber 1Ne€e Grundbedingung 186 1:65S Daseıins SE 1st dieses Haushalten zugleich
ethisch AUS einem allgemeınen Interesse geboten. Marktgegnerschaft 1sSt unsoz1al.

Die Koordination der ökonomischen Beziehungen durch den Markt eıner
Subordinatıon durch den Staat 1St aber zugleich eıne Grundbedingung trejer Gesell-
schaft. S1ıe bedeutet Vorrang der treien Inıtiatıven, der Eıgenverantwortung un dıe
Möglichkeıt freiwilliger Kooperatıon 1n un zwıschen Vereinigungen VO Men-
schen. Selbstverständlich erfordert das eine tunktionı:erende staatliche Rechtsord-
1U119, aber diese vorausgesetztL, verwirklicht der Markt zugleich eıne Grundform
VON Gerechtigkeıt, namlich die Gegenseıitigkeıt. Die Marktteilnehmer können ıhre
Interessen i8RÜME verfolgen, WE S1Ce auf die Interessen der anderen eingehen.

Es 1st ideologischer Aberwitz, die ökonomischen Grundfunktionen des Marktes
durch staatliches Handeln ZU wollen. [)as mMuUu schon der Komplexıtät
moderner Gesellschaften mı1t ıhrem hohen Ma{ Arbeitsteilung und ıhren millio-
nentachen Austauschbeziehungen scheitern VO den Getahren für politische, kul-
turelle, geistige Freiheiten SallızZ abgesehen. Politıik, welche die Marktfunktionen
unnötıig einschränkt oder Sal außer Kraftt SCLZE,; übernıiımmt sıch S1e produzıert Pro-
bleme, die der Staat nıcht lösen kann, un lähmt die Gesellschatft. Angesiıchts dieser
grundlegenden, nıcht 1L1UT ökonomischen, sondern eben auch soz1alen un:! ethi-
schen Bedeutung des Marktes 1st seıne Mißachtung 1m öffentlichen Bewulßstsein,
auch 1n eıner wohlteilen „Kulturkritik“, eın merkwürdıges Phänomen.

Es 1St eine Grundeinsicht der heute vielgeschmähten Neoliberalen, gCNAUCI der
Ordo-Liberalen, da{fß der Markt seıne posıtıven Wırkungen 1ın Wırtschaft un (36-
sellschaft LLUTr entfaltet, WE ordnungspolitisch geschützt wiırd. Ordnung des
Wettbewerbs Mißbrauch un!: Sıcherung des Marktes seıine Vermach-
Lung 1St die grundlegende Aufgabe staatlicher Ordnungspolitik 1in bezug auf den
Markt Solche wıirksame Ordnungspolitik Vorausgesetzt, enttaltet der Markt 1n sıch
hohe so7z1ale Wırkungen. Darın hatten dıe Ordo-Li1beralen Recht Yst WEEeNN diese
posıtıve soz1ale Bedeutung des Marktes anerkannt wiırd, 1st CS sinnvoll, auch ach
seınen Grenzen fragen.

Es x1bt gesellschaftliche Probleme, die der Markt nıcht löst Unbestritten o1bt
öffentliche Güter, die ber den Markt nıcht angeboten werden können. Das soll
1er beiseite leiben, obwohl dıe Frage ach der (Gsrenze zwıschen marktfähigen
un: öffentlichen Gutern nıcht 1n jedem Fall leicht beantworten 1ISt. Hıer geht
uns aber spezifisch soz1ale Grenzen des Marktes. Der Markt tunktioniert „ohne
Ansehen der Personen“ Er nımmt 1n seınen Preıisen keine Rücksicht darauf, ob JE
mand füur sıch allein oder für fünf Personen einkauft. Er weılß nıcht, ob alle Büurger
genügend Kaufkraft haben, un OI annn das auch nıcht varantıeren. Er
nıcht VO sıch AaUus die Menschen, die keine Marktleistungen erbringen können. Er
ann auch nıcht VO sıch AUS die sehr unterschiedlichen Startchancen der Marktteil-
nehmer ausgleichen. Insotfern 1St der Markt so7z1a] blind und bedarft der Erganzung
durch Sozialpolitik.
14
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Es 1st aber der alsche Denkansatz, die 1n verschıiedenen Formen AL Markt hın-
zutretenden Formen soz1alen Ausgleichs als „Zähmung des Marktes“ 1m Sınn mMOg-
lıchst starker Begrenzung verstehen. Denn damıt schädigt I11L1Lall selne posıtıven
Grundtunktionen. Vielmehr mü{fßte auch der soz1ale Ausgleich, SOWeIlt W1e€ möglıch,
die Marktfunktionen 1n seınen Dienst stellen, also mI1t ıhnen arbeiten.

Dıi1e zentralen Elemente des deutschen Soz1alstaats, nämlıch die leistungsorıen-
lerten und solidarischen Versicherungen der Arbeitnehmer Grundrisiken
(Krankheit, Unfall, Alter, Arbeıitslosigkeıt) valten lange mI1t Recht als nachahmens-
GITES Konzept ıIn Kuropa. S1e verbanden Arbeıitsleistung mI1t dem Rechtsanspruch
auf soz1ale Sıcherheit, Subsidiarıtät mMI1t Solidarıität. Heute sınd S1e aber bıs AT

Unkenntlichkeit polıitisiert, anonymısıert, mı1t versicherungstremden Elementen
belastet. Dıie Politik hat ıhre genossenschaftlichen FElemente der Selbstverwaltung
weıtgehend aufgehoben. Für die Versicherten 1St ein Zusammenhang zwiıischen
ıhren Beıträgen un den Versicherungsleistungen aum mehr erkennbar, S1e CIND-
tinden die Versicherungen nıcht mehr als ıhre eigenen Einrichtungen.

Durchaus gul gemeınte Soz1alpolitik hat dıe grundlegende Unterscheidung 7W1-
schen Versicherung, Versorgung un Fuüursorge 1n zunehmendem Ma{ß mıßachtet
und die Systeme vermischt. IDIEG solidarısche Versicherung der Arbeitnehmer
Grundrisiken sollte aber anderes se1ın als die Behebung oder Linderung SO71A-
ler Bedürttigkeıt. Letztere 1St nıcht Sache eiıner Versichertengemeinschaft, sondern
der polıtischen Gesamtheıt. S1e ware daher Uus Steuern {inanzıeren: aber auch
dabe1 ollte, SOWeIlt WwW1€e möglıch, auf die Eröffnung VO Teilhabechancen yezielt
werden. So7z1ale Versicherungen auf Gegenseıutigkeıt dagegen sollten VO VOLIIN-

hereıin marktorientiert angelegt se1N: treiheıtlich, genossenschaftlich, Anreıze
setzend ZUT: E1ıgenverantwortung, Kräftte der Gesellschaft mobilisıerend. Unsere
heutigen Sozialversicherungen erfassen aber SÖ bıs s10 Prozent aller Burger, 1-

werten S1Ce eınem I1 System undurchschaubarer Umverteilungen. Ent-
sprechend 1STt dieses System belastet VO ständıgen Verteilungskämpfen, belagert
VO ruck der Interessenverbände un! ständıg politischen Opportunıitäten(

Jle Krıitiker, die CII die soz1ale Kälte des Marktes und seıne „Grenzmoral“
geißeln, sollten sıch zugleich I raozen) ob die heute 1n polıtischen 5System
praktızıerte Moral nıcht erst recht dıe einer Ellenbogengesellschaft 1St.

Es 1St aum vorstellbar, da{fß eıne wırksame Retorm dieses 5Systems darın beste-
hen könnte, ıhm nunmehr endgültıg alle Burger MI1t allen ıhren Einkommen
unterwerten. Di1e darın dann praktizıerende „Okonomisierung“ ware weıter-
hın dıe des staatlıch verordneten Zwangssparens, der Reglementierung, der
Deckelung VO Leıistungen, der Erhöhung VO Beıtragen und Gebühren. Wıirk-
lıche und wırksame Okonomisierung dagegen bestünde darın, Funktionen des
Marktes, Angebot und Nachfrage, Wettbewerb VO Anbietern und Wahltreiheit
VOIl Nachfragern ZAHT: Geltung bringen. Versicherungspflicht mü{ßte verbunden
seın mi1t der freien Verfügung der Burger ber alles, W aAs heute als „Soz1alabgaben“
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abgeführt wiırd, und mMI1t der Möglichkeit der Eıgenbeteiligung den treı vewahl-
en Versicherungen.

Die anderen soz1alen Leistungen, die auf diesem Weg nıcht erbringen sınd, also
U1l Beispiel ein wıirksamer Familienleistungsausgleich, Chanceneröffnung tür
71a1 Schwächere 1m weıten Feld VO Bıldung und Ausbildung USW.,., sollten AUsSs dem
gemeınsamen Steuerautkommen der polıtıschen Solidargemeinschaft tinanzıert
werden, treilich auch ıhrerseılts möglıchst aut Mobilisierung VO Krätten und Er-
öffnung VO Teilhabechancen z1elend. In eıner freien und zugleich so7z1alen Gesell-
schaft heißen die beiden Grundtormen VO Gerechtigkeıit Gegenseıntigkeit un Te1l-
habe Jede Art V OIl Umverteilung sollte diıesen beiden Formen VO Gerechtigkeıt
dienen und ıhnen werden. [)as ware eiıne zuLe Okonomisierung des
Sozıalen, das heiflßst Verpflichtung aller, mMI1t den knappen CGsutern hauszuhalten. Auf
diese Weı1se würde der Staat eın Stück weıt VO versorgender Soz1alpolıitik efreıt
un:! Raum gewinnen für mehr vorsorgende Bıldungspolitik.

Was Sagl dıie Katholische Soz1iallehre?

Christlich-soziale Ideen und Kräfte haben einen nıcht unerheblichen Anteıl der
Entwicklung des deutschen Soz1ialstaats. Insbesondere dıe klassıschen Soz1ialver-
sıcherungen siınd NV(C() ıhnen maßgeblich mıtgeprägt worden. Von dieser TIradıtion
her 1st verständlıch, da{ß die christlich-sozialen Kräfte auch nach 1945 1n der Ent-
wicklung der Soz1alen Marktwirtschaft eın esonderes Interesse der Ausgestal-
Lung ihrer soz1alen Komponenten hatten. Die Erneuerung der Soz1ialversicherun-
SCH, ıhr Ausbau und ıhre Ausweıtung auf fast alle Gruppen der Gesellschaft standen
1m Vordergrund. Man hat sıch dessen lange gerühmt, och bıs hın Z 00R Eıntührung
der Pflegeversicherung ın den 900er Jahren, und das Problematische daran ohl
nıg gesehen. SO wurde dıe weitgehende Verstaatlichung der 5Systeme nıcht als Pro-
blem erkannt. Der vorherrschende Gedanke der Verteilungsgerechtigkeıit durch
den Ausbau der Pflichtversicherungen 1e18 aum Raum tür das wichtigere Ziel der
Teilhabegerechtigkeıt, der Teilhabe 1n Wirtschaft un: Gesellschaft durch Chancen
un: Leistungen zugleıich. SO blieben ZU Beispiel 7wWel 1ın der Theorie der Katho-
iıschen Soz1iallehre ımmer als besonders wichtig betonte Ziele, namlıich die Teilhabe
der Arbeiterschaft Produktivvermögen und dıe Teilhabe der Famılıen, 1n der
polıtischen Praxıs ımmer vernachlässıigt.

Wenn I11all dıe selt ber eiınem Jahrzehnt anhaltende Diskussion ber so7z71alstaat-
lıche Retormen analysıert, annn 1111l teststellen, da{fß inzwiıischen die ınteressen-
bedingten Kontroversen und Kontftlikte 7zwıischen den unterschiedlichen katho-
ıschen Sozialverbänden fast ebenso stark siınd W1e zwiıischen den profanen
Interessengruppen. Von eiınem gemeınsamen Konzept VO Soz1ialstaatlichkeit 1St
I1E  . auch auf katholischer Seıite weıt entternt. Das War auch eın Grund dafür, da{fß

%16



ÖOÖkonomisierung des Sozzalen®

das miıt orofßen Erwartungen 1ın den J0er Jahren diskutierte „Sozialwort der Kır-
D3  chen  D} gediegen 1m Grundsätzlichen ausfiel, 1n seınen praktischen Empftehlun-
gCmnM (Kap keın orofßer Wurf wurde, sondern eher eiınem Warenhauskatalog
gefälliger Selbstbedienung gerlet.

Eın welılterer Grund für tiefgreiıtende Dıivergenzen liegt darın, da{fß s der Katho-
ischen Soziallehre auf der Theorieebene nıcht gelungen Ist;, ıhr Verhältnis 7A0

Konzept der Soz1alen Marktwirtschaft 1m Sınn der Ordo-Liberalen konsenstähig
klären. Wiährend bel den Ordo-Liberalen der Schwerpunkt ımmer auf der Wırt-

schaftsordnungspolitik lag und Fragen der soz1alen Erganzung des Marktes weIlt-
gehend ausgeblendet lıeben (Ausnahme: Altred Müller-Armack), 21ng den
Christlich-Sozialen durchweg das Soz1ale 1mM Sınn der tradierten deutschen
Sozıalstaatliıchkeıit, insbesondere 1ın orm der Sozlalversicherungen. Die beiden
Konzepte können 11UTr 2n EA zusammentinden und dann auch gemeiınsamen Re-
tormbemühungen führen, WE beıide konsequent Ernst machen mı1t der prinz1p1-
ellen Zusammengehörigkeıt VO Subsidiarıtät un: Solidarität. Die Balance ZW1-
schen beiden 1st in UNSCTECIN Soz1alstaat verlorengegangen, S1€E wıederherzustellen
ware dıe Ordnungsaufgabe 1UHSCTEGF eit Politisch vermiıttelbar 1st diese Balance
treıilıch vie]l schwerer als die Einseitigkeiten oder al dıe Extreme, denen nteres-
vertreftfer und Politiker 1mM Kampf der Meınungen greiten.

Subsıidiarıtät und Solıdarıtät bedingen un: begrenzen sıch vgegenselt1g. Wır sınd
als soz1ale Lebewesen auf vieltältige Kooperationen angewılesen. Nıemand wırd
das; W as G1 wiırd, nıemand verdient das, W AS verdıent, DL AUS eiıgener Kraft. Im:
1LE nımmt GT: auch Hiltfe und Leistungen der anderen 1ın Anspruch. Deshalb sınd
WIr einander solıidarısch verpflichtet. Die politische Gemeinschaft mu{ dieser Soli-
darıtät auch gesetzliche Formen yeben, aber nıcht als ein alle gesellschaftlichen Be-
ziıehungen aufsaugendes staatliıches Kollektiv, vielmehr 1mM Sınn eıner Rahmenord-
Nung, innerhalb derer sıch die personalen und soz1alen Kräfte freı W1e möglıch 1n
eigener Verantwortung und in treıen Assoz1atıonen enttalten können. Solidarıtät
sollte also durchgehend subsıdıär geordnet werden, auf nregung, auf Kraftigung
un: Schutz der vieltältigen gesellschaftliıchen Kräfte z1elend. Subsıidiarıtät wıll ke1-
NCSWCOS eınen schwachen, vielmehr einen starken Staat ber dieser soll stark se1n
nıcht durch Allzuständigkeıt, sondern 1n der Wahrnehmung seıiıner eigentlichen
Aufgaben, dıe verbindlich Hir alle wahrgenommen werden mussen. 1Iem entspricht
die Definıition des politischen Gemeinwohls 1ın der Katholischen Soz1jallehre. Die-
SCS VO Staat wahrzunehmende Gemeinwohl 1sSt keineswegs der Inbegriff aller 1ın
soz1aler Kooperatıon erstellenden Guüter, vielmehr dıe Bedingung dafür, da{fß die
Bürger durch ıhre Kooperatıon 1n ıhren Beziehungen un Assoz1atıonen ıhre SPC-
zıtischen 7ıele verwirklichen können.

Wıe weıt wır heute VO diesem Verständnıiıs VO treiheıitliıchem Staat und subs1-
diärer Soz1ialstaatlichkeit entternt sind, annn 111l tast jeden Tag beobachten: Wo
ımmer eın soz1ales Problem benannt wırd, wiırd ach dem Staat gerufen. Da{fß das
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"ARBE Detormation der soz1alen 5Systeme und ZULT: Überlastung des Staates tführen
mufß, sollte 1er den Sozilalversicherungen demonstriert werden. Auf eın
Beispıel sSCe1 abschließend och hingewıesen, namliıch auf die Diskussion ber eınen
yesetzlichen Mindestlohn. uch ın diesem Fall stimmen nıcht wen1ge, die sıch
christlich-sozial NENNEI, Theoretiker W1€e Praktiker, 1in den wohlteilen Ruf der Ein-
ken e1N. Es gyeht 1er nıcht u11l die Detauils des damıt aufgeworfenen Problems, das
als solches 7zweıtellos unübersehbar 1ST Es geht jer I11UTE 105  = den ordnungspoliti-
schen Aspekt, die rage, welche Rolle Staat und Politik 1n der Lohnfindung
spielen sollen.

Die Tarıthoheıit, dıe Verantwortung der Tarıtparteien füur Löhne un: Gehälter, 1St
eın Grundelement der Soz1ialen Marktwirtschaft, W1€e S1e 1n Deutschland ach dem
/weıten Weltkrieg VOTI dem abschreckenden Hıntergrund geschichtlicher Ertah-
rTuNsSCH entwickelt wurde. Die 1n der We1marer eıt geltende staatlıche Zwangs-
schlichtung wollte INan ausdrücklich nıcht mehr. Staat un: Politik sollten entlastet,
Lohnkonflikte sollten 1m vorpolıtischen Raum ausgetragen werden. Wenn jetzt
durch die Hıntertür „Mıindestlohn“ eiıne staatlıche Mıt- oder Dar Letztverantwor-
tLung tür Löhne un! Gehälter wıeder eingeführt wiırd, dann Adt INan dem Staat eıne
weıtere ast auf,; der schwer LTageCnN haben wird. Staatliıche Zuständigkeıit Hür
Mindestlöhne wiırd unvermeıdlich dazu tühren, da die rage ach deren Söhe
eınem Zentralthema künftiger Wahlkämpfte wiırd. Die Loösung für das gegebene Pro-
blem 1m Sınn subsıdıär verstandener Soz1ialer Marktwirtschaft ann 1L1LUTr darın lie-
SCH, CS als rage ach eiınem Mindesteinkommen definıeren, W1e€e Ja übrigens
längst definıiert ISt, un! ach LOsungswegen suchen 1m Sınn der auch Wer unls

aufgegebenen Balance VO Subsıidiarıtät un Solıdarität.
Überlegungen, W1e€e S1C Jjer vorgetragen wurden, wırd oft entgegengehalten, 1im

Proze(ß der Globalisierung se1 der Staat eıner Ordnungspolitik 1m natıonalen
Rahmen nıcht mehr tahıg Nun bedürtften ZW ar die Probleme, VOT die unls die
Globalisıerung tellt, gewn5 einer eiıgenen austührlichen /Amaliyse, W as den TeET VOI -

gegebenen Rahmen wurde. ber 7wWwel Anmerkungen seı]len doch angefügt:
Zum eınen sınd die europäıischen Länder, 7zumal auch der „Exportweltmeıister“
Deutschland, viel stärker Nutznießer als Leidtragende der Globalisierung. hne
1IASCEG orofßen Chancen auf dem Weltmarkt hätten WIr och erheblich mehr Ar-
beitslose und damıt mehr Lasten aut WI1SCTLIEIN Sozialsystem. Zum andern nötıgt uUu1ls

gerade der xlobale Wettbewerb 7zwıischen den nationalen Systemen wirtschaftlich-
soz1aler Ordnung, eigenes 5System „wettertest“, das heifßt wettbewerbsfähiger

machen. Miıt Rentnermentalıtät werden sıch Deutschland und Europa 1n der
künftigen Welt nıcht behaupten können.
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